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Komplexität bewältigen - Erfolg durch Prozesskompetenz  

(Dr. Klemens Joos, Lehrbeauftragter an der Fakultät für Betriebswirtschaft an der Ludwig-Maximilians-

Universität München sowie Gründer und Geschäftsführer von EUTOP) 

Veröffentlicht im April 2020 auf www.bestinbrussels.eu  

Eine erfolgreiche Interessenvertretung bei den Institutionen der Europäischen Union muss auch 

betriebswirtschaftliche Anforderungen erfüllen. Dabei wird in Ergänzung zur bestehenden 

Inhaltskompetenz des Unternehmens* Prozesskompetenz zum entscheidenden Faktor. Ein 

unabhängiger Intermediär ist der Schlüssel. 

Situation - Interessenvertretung als wirtschaftlicher Aktivposten für Unternehmen 

Politische Interessenvertretung dient der Erreichung von aus betriebswirtschaftlicher Perspektive 

entscheidenden Unternehmenszielen: der Abwehr unternehmerischer Nachteile im Wettbewerb, der 

Vermeidung von Fehlern, der Erzielung und Sicherung von Wettbewerbsvorteilen. Diese 

Unternehmensziele sind universell, d. h., sie gelten branchenübergreifend.  

Die Frage, wie diese Ziele möglichst effizient erreicht werden können, ist Gegenstand der 

betriebswirtschaftlichen Organisationslehre und wird als Teil des sogenannten 

„Organisationsproblems“ durch die drei Variablen „Ziele“, „Mittel“ und (einschränkende, nicht 

beeinflussbare) „Bedingungen“ bestimmt. Die politische Interessenvertretung ist in diesem Sinne 

unternehmerisches „Mittel“, um die jeweiligen unternehmerischen Ziele zu erreichen. Allerdings 

bedeutet Interessenvertretung nicht immer, die bestehenden Bedingungen („Rahmenbedingungen“) 

passiv zu akzeptieren, sondern erfordert oftmals, diese aktiv mitzugestalten: Das wesentliche Ziel 

jeder Interessenvertretung ist die Mitwirkung bei Entscheidungsprozessen der Exekutive und 

Legislative in der Form, dass letztere die Argumente und Standpunkte des Unternehmens* aufgreifen, 

als wären es ihre eigenen. 

Die Rahmenbedingungen unternehmerischen Handelns in diesem Sinne sind die politischen und 

rechtlichen Voraussetzungen und Begleitumstände der sachlichen und räumlichen Märkte, auf denen 

sich das Unternehmen* bewegt. 

 

Problem - ohne Prozesskompetenz ist das Vorbringen von Inhalten unmöglich 

In der EU/Europa haben sich die Rahmenbedingungen mehrmals grundlegend geändert, zuletzt durch 

den Vertrag von Lissabon. Ausgelöst durch einen Komplexitätssprung der Prozesse europäischer 

Entscheidungsfindung in einem immer heterogeneren Umfeld erleben wir einen Paradigmenwechsel – 

eine gegenüber „inhaltlicher Argumentation“ stark gewachsene Bedeutung des „Prozessualen“ in der 

Politik. Inhalte und Argumente sind in komplexen politischen Verfahren immer notwendig. Hinreichend 

für ihre Aufnahme und Durchsetzung ist jedoch erst ihre Kommunikation von der richtigen Person an 

den richtigen Adressaten zur richtigen Zeit am richtigen Ort und auf die richtige Art und Weise, unter 

Kenntnis von Zielsetzungen, Interessenlagen und Denkweisen der Entscheidungsträger sowie der 

informellen und formellen Entscheidungsregeln. Ein Argument, das nicht in einem bestimmten Schritt 

des Entscheidungsprozesses eingebracht wird, läuft Gefahr, nicht mehr berücksichtigt zu werden. Für 

die politische Interessenvertretung in der EU folgt daraus, dass eine negative Korrelation (statistischer 

Zusammenhang) zwischen der Komplexität eines Entscheidungsprozesses und der Relevanz 

einzelner inhaltlicher Überlegungen im Hinblick auf das Endergebnis besteht. Im Ergebnis bedeutet 

dies, dass die Prozesskompetenz hinsichtlich der Bedeutung auf eine Stufe mit der Inhaltskompetenz 

rückt und diese mit zunehmender Komplexität der Entscheidungsprozesse sogar übertreffen kann. 

Vor dem Hintergrund dieses grundlegenden Wandels müssen auch die Werkzeuge der politischen 

Interessenvertretung des Unternehmens* neu zusammengestellt werden. In der 

betriebswirtschaftlichen Organisationslehre wird hier zwischen Aufbau- und Ablauforganisation 

unterschieden: 

 Aufbauorganisation (Struktur): Aufstocken von bisher vorwiegend inhaltsorientierten Instrumenten 

und Erweiterung um prozessorientierte Instrumente der Interessenvertretung 

 Ablauforganisation (prozessorientierte Methodik): Anwendung einer prozessorientierten Methodik 

der Interessenvertretung („Prozess“ mindestens gleichberechtigt gegenüber „Inhalt“) 
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Mit der Unterscheidung von Aufbau- und Ablauforganisation wird eine analytische Trennung zwischen 

Struktur und Prozess ausgedrückt. Beide betrachten in der Regel gleiche Objekte, jedoch aus 

verschiedenen Blickwinkeln. 

Im Ergebnis geht es beiden um das optimierte Management von (Arbeits-)Abläufen und Prozessen. 

Auf die professionelle Interessenvertretung bezogen bedeutet das, dem in der stark gewachsenen 

Bedeutung prozessualer Fragen liegenden Paradigmenwechsel Rechnung zu tragen und ihren Fokus 

stärker auf die prozessuale Arbeit zu legen. Die Anpassung an diese neuen Rahmenbedingungen 

bedeutet, dass Unternehmen* ihre eigenen strukturellen und prozessbezogenen Arbeitsabläufe 

überprüfen und weiterentwickeln müssen - andernfalls besteht die Gefahr eines erheblichen, oft 

unbemerkten Verlustes an möglichen der Einflussnahme dienenden Instrumenten. 

 

Lösung - Inhaltskompetenz mit Prozesskompetenz verzahnen 

Ziel jeder Unternehmensleitung ist es, die Interessen ihres Unternehmens bestmöglich zu vertreten. 

Als Schlüssel zur Komplexitätsreduzierung unter den veränderten Rahmenbedingungen des Vertrags 

von Lissabon bietet sich ein neutraler, objektiver - und damit zwingend externer - Intermediär an 

(Aufbauorganisation). Dieser Intermediär steht für starke Prozesskompetenz und intelligentes, EU-weit 

präsentes Prozessmanagement: 

Ein Intermediär kann sich auf die Rolle eines neutralen und objektiven (Vertrauens-)Mittlers zwischen 

Wirtschaft und Politik konzentrieren. Er ist unabhängig vom „Betroffenen“ und vom „Entscheider“. Als 

Externer steht er außerhalb der internen Hierarchien eines Unternehmens*, was ihn in die Lage 

versetzt, der zuständigen Unternehmensebene bis hin zur Unternehmensführung schnell und 

ungefiltert Handlungsempfehlungen zu geben. Er bewegt sich somit unabhängig von 

unternehmensinternen Organisationsstrukturen, sei es das Junior- oder Senior-Management oder 

einzelne Fachabteilungen etc. und kann - durch Nutzung eines etablierten institutions-, fraktions- und 

mitgliedstaatenübergreifenden Netzwerkes - mit den Entscheidungsträgern in Exekutive und 

Legislative auf allen notwendigen Ebenen Kontakt aufnehmen. 

Für ein einzelnes Unternehmen* bzw. eine durch das Unternehmen* selbst betriebene 

Interessenvertretung ist das in der Regel ausgeschlossen: Aufbau und Aufrechterhaltung der nötigen 

Strukturen und Netzwerke ist selbst für große Unternehmen inzwischen nicht mehr darstellbar. 

Für die erfolgreiche Interessenvertretung in der EU/Europa ergibt sich ergo ein detailliertes 

Anforderungsprofil „Intermediär“: 

 Die Kernkompetenz des Intermediärs ist das Prozessmanagement (Prozesskompetenz), während 

die inhaltliche Führung (Inhaltskompetenz) beim Unternehmen* verbleibt. 

 Der Intermediär hält EU-weit die für eine erfolgreiche Interessenvertretung notwendigen 

räumlichen, personellen und organisatorischen Kapazitäten sowie belastbare institutions-, 

fraktions- und mitgliedstaatenübergreifende Netzwerke vor. 

 Der Intermediär ist unternehmensextern und unabhängig. Als solcher ist er als Gesprächspartner 

bei Entscheidungsträgern sowohl im Unternehmen* als auch in Exekutive und Legislative 

akzeptiert. 

 Der Intermediär gewährleistet einen Compliance-Standard auf höchstem Niveau. 

 Der Intermediär wird in jeder Branche für nur ein Unternehmen* tätig und gewährleistet durch 

diese Exklusivität seine Glaubwürdigkeit gegenüber Exekutive und Legislative. 

 

* Gilt ebenso für EU-Mitgliedstaaten, Länder/Regionen, Verbände und Organisationen. 
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